
Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen,

— ob die Kriterien für die Aufstellung der nationalen Liste der Arten
von Säugetieren, die gehalten werden dürfen, und die Änderung
dieser Liste objektiv und nicht diskriminierend sind;

— ob ein Verfahren vorgesehen ist, das es den Betroffenen ermöglicht,
die Aufnahme von Säugetierarten in diese Liste zu erreichen, ob
dieses Verfahren leicht zugänglich ist, innerhalb eines angemessenen
Zeitraums abgeschlossen werden kann und eine Ablehnung, die
mit Gründen versehen sein muss, gegebenenfalls in einem gerichtli-
chen Verfahren angefochten werden kann;

— ob Anträge auf Aufnahme einer Säugetierart in diese Liste oder
auf eine individuelle Ausnahme für die Haltung von Exemplaren
nicht in der Liste aufgeführter Arten von den zuständigen Behör-
den nur dann abgelehnt werden können, wenn die Haltung von
Exemplaren der betroffenen Arten tatsächlich ein Risiko für die
Wahrung der genannten Belange und Erfordernisse birgt, und

— ob für die Haltung von Exemplaren nicht in der genannten Liste
aufgeführter Säugetierarten aufgestellte Voraussetzungen, wie sie in
Art. 3a § 2 Nrn. 3 Buchst. b und 6 der Wet betreffende de
bescherming en het welzijn der dieren (Gesetz über den Schutz und
das Wohlbefinden der Tiere) vom 14. August 1986 in der Fas-
sung des Gesetzes vom 4. Mai 1995 enthalten sind, objektiv
gerechtfertigt sind und nicht über das hinausgehen, was zur Errei-
chung des mit der nationalen Regelung insgesamt verfolgten Ziels
erforderlich ist.

(1) ABl. C 155 vom 7.7.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 19. Juni
2008 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Französische Republik

(Rechtssache C-220/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
2002/22/EG — Elektronische Kommunikation — Benennung
der Unternehmen, die mit der Erbringung des Universaldiens-

tes betraut sind — Fehlerhafte Umsetzung)

(2008/C 209/16)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: J.-P. Keppenne und M. Shotter)

Beklagte: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte:
G. de Bergues und B. Messmer)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Fehlerhafte Umset-
zung [der Art. 8, 12 und 13] der Richtlinie 2002/22/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über
den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kom-
munikationsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie)
(ABl. L 108, S. 51) — Verpflichtung, ein effizientes, objektives,
transparentes und nichtdiskriminierendes Verfahren zur Benen-
nung der mit der Erbringung des Universaldienstes betrauten
Unternehmen anzuwenden — Nationale Rechtsvorschriften, die
von vornherein Wirtschaftsteilnehmer ausschließen, die nicht in
der Lage sind, die Erbringung dieses Dienstes im gesamten
Inland zu gewährleisten

Tenor

1. Die Französische Republik hat mit ihrer Umsetzung der Bestim-
mungen über die Benennung von Unternehmen, die in der Lage
sind, die Erbringung des Universaldienstes zu gewährleisten, in
innerstaatliches Recht gegen ihre Verpflichtungen aus den Art. 8
Abs. 2, 12 und 13 sowie aus Anhang IV der Richtlinie
2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. März 2002 über den Universaldienst und Nutzerrechte bei
elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten (Universal-
dienstrichtlinie) verstoßen.

2. Die Französische Republik trägt die Kosten.

(1) ABl. C 211 vom 8.9.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 24. Juni 2008
— Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Großherzogtum Luxemburg

(Rechtssache C-272/07) (1)

(Öffentliche Aufträge — Richtlinie 2004/18/EG — Koordi-
nierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge,
Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge — Nichtumset-

zung innerhalb der vorgeschriebenen Frist)

(2008/C 209/17)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: B. Stromsky und D. Kukovec)

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg (Prozessbevollmächtigter:
C. Schiltz)
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